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Sehr geehrte Damen und Herren, 

unsere Hogan Lovells Automotive News informieren Sie 
in regelmäßigen Abständen über neueste Entwicklun-
gen in der Automobilbranche. Unser praxisgruppen- 
und standortübergreifendes Automotive Team in 
Deutschland greift wichtige Branchenthemen auf und 
fasst diese zu Ihrer Information kurz und bündig zu-
sammen. 

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre. 

Ihr Hogan Lovells Automotive Team 

 

 

Fragen und Anregungen 

Bei Fragen und Anregungen zu diesen Automotive 
News sowie bei allgemeinen Fragen zur Automotive  
Industriegruppe von Hogan Lovells wenden Sie sich 
bitte per E-Mail an: automotive@hoganlovells.com. 

Vielen Dank! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hogan Lovells Automotive News per E-Mail 

Die Hogan Lovells Automotive News werden in regelmäßi-
gen Abständen per E-Mail versendet. 

Wenn Sie unseren Newsletter erhalten möchten und noch 
nicht auf unserer Mailingliste sind, wenden Sie sich bitte an: 
automotive@hoganlovells.com 

Gerne nehmen wir auch Ihre Kollegen in unsere Mailingliste 
auf. 
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AUSGANGSLAGE 

In vielen Branchen ist es nicht nur üblich, sondern kann 
es vor allem bei der Herstellung technisch komplexer 
Produkte durchaus erforderlich sein, mit Lieferketten zu 
arbeiten. Eine derartige Beteiligung der eingebundenen 
Unternehmen kann sich durch vor- und nachgelagerte 
Verbindungen auf Bereiche wie Forschung und Ent-
wicklung, Produktherstellung und begleitende Dienst-
leistungen für den Hersteller erstrecken. Besonders in 
der Automobilindustrie, in der Module und Bauteile 
technisch immer ausgereifter werden und Hersteller 
(Original Equipment Manufacturer, OEM) in wachsen-
dem Umfang Wertschöpfungsanteile auf die jeweiligen 
Zulieferer verlagern, sind solche Lieferketten anzutref-
fen. Aufgrund des fortschreitenden Konzentrationspro-
zesses in der Zulieferindustrie gewinnen neben global 
aufgestellten Zulieferern auch stark spezialisierte Ni-
schenanbieter erheblich an Bedeutung. Jedoch werden 
die so entstandenen Lieferbeziehungen – nicht zuletzt 
verstärkt durch die jüngsten Krisen in der Automobilin-
dustrie – aufgrund der steigenden gegenseitigen Ab-
hängigkeit, die immer kürzer werdenden Innovations-
zyklen sowie den durch globalen Wettbewerb gestiege-
nen Druck, effizient und kostengünstig zu produzieren, 
mitunter stark belastet. In der Regel werden aus Liefer-
beziehungen aufkommende Meinungsdifferenzen und 
Streitigkeiten meist gütlich beigelegt, da die beteiligten 
Parteien aufgrund der anhaltenden Geschäftsbezie-
hungen und Verflechtungen regelmäßig kein Interesse 
an gerichtlichen Auseinandersetzungen haben. Aller-
dings ist jüngst eine zunehmende Bereitschaft zu be-
obachten, derartige Auseinandersetzungen auch in 
streitigen Verfahren vor (Schieds-)Gerichten entschei-
den zu lassen. Ursächlich hierfür können neben dem 
bereits erwähnten Wandel in den Lieferbeziehungen 
auch der zunehmend globale Wettbewerb sowie die 
Regulierungspraxis der Haftpflichtversicherer sein. Eine 
Vielzahl der Streitigkeiten betrifft die Abwicklung von 
Mängeln sowie Vertragsneuverhandlungen bzw. -
beendigungen. Hier stellt sich, besonders im Rahmen 
von internationalen Vertragsbeziehungen, auch die 
Frage nach dem für den Einzelfall geeigneten Streitbei-
legungsmechanismus. 

 

 

 

Mängel, die während des Wertschöpfungsprozesses 
entstanden sind, offenbaren sich häufig erst am 
Schluss der Produktfertigung oder sogar im Feld, wenn 
das Automobil bereits an den Endkunden ausgeliefert 
wurde. Je später ein solcher Defekt in der Lieferkette 
entdeckt wird, umso höher fallen die mit der Mängelbe-
seitigung verbundenen Kosten aus. Diese werden wie-
derum üblicherweise bei der Schadensregulierung ent-
lang der Lieferkette – in der Praxis meist anteilig – zu-
rückberechnet. In diesem Zuge wird von dem jeweiligen 
Vorlieferanten der Ersatz der Kosten und entstandenen 
Schäden verlangt. Dies erfordert in vielen Fällen eine 
internationale Geltendmachung und Durchsetzung der 
Ansprüche. 

Es kommt außerdem vor, dass Zulieferer im Rahmen 
von Verhandlungen zur Beendigung oder Umstrukturie-
rung einer Geschäftsbeziehung mit der Aussetzung 
oder Einstellung der Belieferung drohen, bis Einver-
nehmen über Dissenspunkte wie Preise oder Lieferbe-
dingungen erzielt wurde. Führt eine derartige Zurück-
behaltung der Leistung zu einem Produktionsstopp 
beim OEM, kann dies schnell enorme Schäden verur-
sachen, vor allem, wenn Produktionslinien auf Volllast 
laufen und eine Nachholung der Produktion daher allen-
falls noch eingeschränkt möglich ist. Andererseits kann 
für ein Zulieferunternehmen die Ankündigung des belie-
ferten Geschäftspartners, die vereinbarten Mengen 
nicht oder nur noch in geringerem Umfang abnehmen 
zu können, zu existenzbedrohenden Folgen führen. 

DIE RICHTIGE WAHL DES STREITBEILEGUNGSMECHANISMUS 

Eine effiziente Beilegung solcher Streitigkeiten inner-
halb einer Lieferkette stellt gerade im internationalen 
Umfeld hohe Anforderungen an die Gestaltung einer 
Streitbeilegungsklausel. 

Vorschaltung einer verpflichtenden Verhandlung 
bzw. Mediation? 

Zu erwägen ist, ob im Rahmen der Streitbeilegungs-
klausel die Durchführung einer auf die Vermeidung 
eines Rechtsstreits gerichteten Verhandlung oder Me-
diation vor Einleitung des gerichtlichen Verfahrens ver-
traglich vereinbart werden soll, wobei Verhandlungs-
klauseln angesichts der gewöhnlich großen Ge-

Gestaltungsmöglichkeiten von Streitbeilegungsklauseln am Beispiel 

der Automobilindustrie  
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sprächsbereitschaft in der Automobilzulieferindustrie 
verzichtbar sein dürften. Ob es sinnvoll ist, eine Media-
tion in die Streitbeilegungsklausel zu integrieren, hängt 
häufig von Geschmack und Anschauung des jeweiligen 
Verwenders ab. Ist eine Mediation nicht ausdrücklich 
vertraglich vereinbart worden, kann sie (und sollte wann 
immer sinnvoll) dennoch spontan vorgeschlagen wer-
den. In jedem Fall sollte eine Mediationsklausel so aus-
gestaltet sein, dass sie einstweiligem Rechtsschutz 
nicht entgegensteht, Fristen nicht versäumt werden 
können und das Mediationsverfahren bei mangelndem 
Erfolg kurzfristig beendet werden kann. Dabei empfiehlt 
es sich, auf institutionelle Regelwerke zurückzugreifen, 
welche entsprechende Regelungen zu Mediationsklau-
seln enthalten. 

Anforderungen an die Streitbeilegung 

Gegenstand der Lieferantenstreitigkeiten sind neben 
technisch komplizierten Vorgängen bei Entwicklung und 
Produktion, der wirtschaftlichen Ausgestaltung der Lie-
ferbeziehung und der Verwendung von geschütztem 
Know-How auch häufig die Frage der Auslegung ver-
traglicher Bestimmungen, die vor dem Hintergrund der 
Geschäftsbeziehung der Parteien und dem Handels-
brauch in der Automobilbranche zu interpretieren sind. 
Insoweit kann es sinnvoll sein, die streitigen Fragen 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu erörtern und von 
Sachkundigen, die mit den Besonderheiten der Branche 
vertraut sind, entscheiden zu lassen. In den meisten 
Fällen ist den Beteiligten aufgrund der engen Verflech-
tungen in der Automobilindustrie daran gelegen, sich 
über Jahre und mehrere Instanzen hinziehende Ausei-
nandersetzungen zu vermeiden. Bei drohenden Liefer- 
und Abnahmeverweigerungen kommt ein besonderes 
Eilbedürfnis hinzu. Ein weiterer Aspekt ist die Voll-
streckbarkeit der schließlich ergangenen Entscheidung 
am Sitz der unterlegenen Partei, wenn dieser sich in 
einer Jurisdiktion außerhalb von Deutschland oder der 
EU befindet. Zur Vermeidung von größeren Schäden ist 
es schließlich unabdingbar, vorläufigen Rechtsschutz 
innerhalb von wenigen Tagen sichern zu können. 

Gestaltungsoptionen 

In staatlichen Gerichtsverfahren besteht aufgrund des 
Grundsatzes der Öffentlichkeit für (potentielle) Wettbe-
werber oder die Presse in der Regel die Möglichkeit, bei 
mündlichen Verhandlungen anwesend zu sein und 
gerichtliche Entscheidungen zu veröffentlichen oder 
einzusehen. Urteile deutscher Gerichte sind zwar in-
nerhalb der EU ohne größeren Aufwand vollstreckbar, 
über die Grenzen der EU hinaus jedoch oft nicht, nur 
eingeschränkt oder nur nach weiteren Verfahren. Staat-
liche Gerichtsverfahren finden ferner immer in der je-
weiligen Landessprache statt, sodass regelmäßig 
Übersetzungen für fremdsprachige Dokumente (wie 
z.B. technische Spezifikationen) angefertigt werden 

müssen. Als anwendbares Recht sollte dabei das Recht 
des Gerichtsstaates gewählt werden, da staatliche 
Richter kaum Kenntnis ausländischer Rechtsordnungen 
haben. Darüber hinaus erstrecken sich staatliche Ge-
richtsverfahren grundsätzlich über mehrere Instanzen 
und dauern im Ausland im internationalen Vergleich oft 
erheblich länger als in Deutschland. 

Vor diesem Hintergrund stellen Schiedsverfahren gera-
de im internationalen Rechtsverkehr eine häufig ge-
wählte Alternative zu staatlichen Gerichten dar. Einer 
der wichtigsten Vorteile von Schiedsverfahren ist, dass 
Schiedssprüche praktisch weltweit durchsetzbar sind. 
Schiedsverfahren und Entscheidungen des Schiedsge-
richts sind zudem nichtöffentlich bzw. vertraulich. Im 
Gegenzug zu staatlichen Verfahren umfassen Schieds-
verfahren grundsätzlich nur eine Instanz und sind damit 
in der Regel schneller. Bei besonderer Eilbedürftigkeit 
können die Parteien außerdem die Anwendung soge-
nannter beschleunigter Verfahren vereinbaren oder auf 
einstweiligen Rechtsschutz vor Schiedsgerichten oder 
staatlichen Gerichten zurückgreifen. Grundsätzlich bie-
ten Schiedsverfahren den Parteien viele Mitbestim-
mungsmöglichkeiten. Sie können beispielsweise statt 
Verfahren vor staatlichen Gerichten (z.B. in Mexiko 
oder China) einen neutralen Gerichtsstand vereinbaren 
mit einem von beiden Parteien benannten Schiedsge-
richt, das in einer für die Parteien verständlichen bzw. 
akzeptablen Sprache verhandelt und dessen Schieds-
spruch in allen beteiligten Staaten vollstreckt werden 
kann. Besonders über eine geeignete Wahl der 
Schiedsrichter können Parteien das Verfahren in eine 
für sie effizienten Weise beeinflussen. Dabei kann vor 
allem die notwendige rechtliche, technische, kommerzi-
elle oder branchenspezifische Expertise eines potentiel-
len Schiedsrichters eine Rolle spielen. 

Nicht unberücksichtigt bleiben sollte bei der Ausgestal-
tung der Schiedsklausel die Frage, ob und inwieweit 
Dritte, die beispielsweise für einen Mangel in Regress 
genommen werden sollen, an einem Rechtsstreit zu 
beteiligen sind. Dies könnte sinnvoll sein, um nicht 
mehrere Prozesse mit der Gefahr widersprechender 
Resultate führen zu müssen. Um eine Angelegenheit 
mit allen Beteiligten in einem einzigen Verfahren erledi-
gen zu können, ist es regelmäßig notwendig, dass sich 
die dem Schiedsverfahren zugrunde liegende Schieds-
klausel in entsprechender Form in allen Verträgen ent-
lang der Lieferkette wiederfindet. 

Einige Institutionen sehen für diesen Fall besonders 
geeignete Verfahrensregeln vor. Gleichzeitig besteht 
dadurch die Möglichkeit, den Rückgriff auch gegenüber 
Geschäftspartnern außerhalb der EU relativ problemlos 
zu regeln. 
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Rechtsschutz in Eilverfahren 

In Fällen, in denen es vor allem auf eine kurzfristige 
(vorläufige) Entscheidung ankommt, um ggf. irreversible 
Schäden zu vermeiden (so z.B. bei drohenden Liefer- 
und Abnahmeverweigerungen), tritt die Möglichkeit des 
einstweiligen Rechtsschutzes in den Vordergrund. In 
Verfahren vor staatlichen Gerichten in Deutschland 
sowie in vielen anderen Staaten mit einer ähnlich gut 
funktionierenden Justiz kann einstweiliger Rechtsschutz 
innerhalb von wenigen Stunden oder Tagen gewährt 
werden. Die Voraussetzungen, unter denen ein Zuliefe-
rer verpflichtet werden kann, Bauteile entgegen dessen 
Androhung einer Lieferunterbrechung weiter zu liefern, 
oder ein OEM verpflichtet werden kann, gelieferte Bau-
teile weiter abzurufen und zu bezahlen, sind jedoch 
regelmäßig hoch. Auch sollen durch eine lediglich 
summarische Prüfung regelmäßig keine endgültigen 
Entscheidungen getroffen werden. Darüber hinaus ist 
die grenzüberschreitende Vollstreckung von im einst-
weiligen Rechtsschutz ergangenen Entscheidungen 
insbesondere außerhalb der EU-Staaten nur sehr ein-
geschränkt möglich. 

Schiedsverfahren nach herkömmlichen Verfahrensre-
geln sind für eilbedürftige Entscheidungen eher weniger 
gut geeignet, da unter Anderem das Schiedsgericht vor 
Beginn des eigentlichen Verfahrens erst konstituiert, 
d.h. dessen Mitglieder in der Regel von den Parteien 
benannt werden müssen. Als Alternative bieten viele 
Schiedsinstitutionen beschleunigte Verfahren und den 
sog. Eilschiedsrichter (emergency arbitrator) an. In den 
beschleunigten Verfahren ist vorgesehen, dass sie 
grundsätzlich nur einen bestimmten Zeitraum, regelmä-
ßig sechs Monate dauern dürfen. Dies hat selbstver-
ständlich seine Vorzüge, erfordert aber gleichzeitig 
neben einer guten Vorbereitung auch eine zügige Be-
arbeitung. 

Für noch dringendere Entscheidungen empfiehlt es 
sich, ein Verfahren vor dem Eilschiedsrichter zu verein-
baren, der ähnlich wie im deutschen Recht vorläufige 
Entscheidungen innerhalb weniger Tage erlassen kann. 
Hier können die Parteien bei Ausgestaltung der Streit-
beilegungsklausel ausdrücklich regeln, welche Befug-
nisse dieser Einzelschiedsrichter haben soll. Unter An-
derem kann vorgesehen werden, dass er die Fortset-
zung der Belieferung (oder Abnahme) ggf. gegen ent-
sprechende Sicherheitsleistungen anordnen kann. In 
einigen der moderneren Schiedsordnungen wie der der 
International Chamber of Commerce (ICC) ist die Mög-
lichkeit eines Eilschiedsrichterverfahrens ausdrücklich 
geregelt. Beachtet werden sollte allerdings, dass die 
Entscheidungen des Eilschiedsrichters selbst bei 
Schiedsverfahren nur eingeschränkt grenzüberschrei-
tend vollstreckbar sind. Bei bestimmten Konstellationen 
kann diese Einschränkung z.B. durch vorherige Verein- 

 

 

barung des Sitzes des Schiedsgerichts reduziert wer-
den. Alternativ können die Parteien vertraglich entspre-
chende Sanktionen (z.B. eine hohe Vertragsstrafe) bei 
Nichteinhaltung einstweiliger Anordnungen des 
Schiedsgerichts/Eilschiedsrichters vereinbaren, die für 
den Unterlegenen unter Umständen einen Anreiz zur 
Befolgung darstellen können. 

Die Autoren: 

 Karl Poernbacher 
Partner 

Prozessführung und Schiedsverfahren, 
München 
T  +49 (89) 29012 121 

karl.poernbacher@hoganlovells.com 

 

 
Philipp Duncker 

Counsel 
Prozessführung und Schiedsverfahren, 
München 

T  +49 (89) 29012 180 
philipp.duncker@hoganlovells.com 
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Am 1. Januar 2014 ist in den Mitgliedsstaaten der 

Europäischen Union die "neue" EU-Grenz-

beschlagnahmeverordnung Nr. 608/2013 in Kraft 

getreten. Jetzt hat die Europäische Kommission ih-

ren Bericht über die Ergebnisse der Maßnahmen der 

Zollbehörden im ersten Jahr der Geltung der neuen 

Verordnung vorgestellt
1
. Diese belegen die große 

Bedeutung von Grenzbeschlagnahmeanträgen wenn 

es darum geht, den Eintritt von rechtsverletzenden 

Nachahmungen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-

zeugteilen in den Europäischen Markt zu verhindern 

und Produktpiraterie effizient zu bekämpfen. 

1. EU-GRENZBESCHLAGNAHME: WESENTLICHE  
VORAUSSETZUNGEN UND VERFAHREN 

Voraussetzung für das Tätigwerden der Zollbehörden 
ist regelmäßig die Stellung eines Grenzbeschlag-
nahmeantrages. Damit beantragt der Rechtsinhaber 
das Einschreiten der Zollbehörden gegen Warensen-
dungen, die gewerbliche Schutzrechte, wie zum Bei-
spiel Marken oder Designs, verletzen. Dabei kommt 
dem Grenzbeschlagnahmeantrag aufgrund der EU-
Grenzbeschlagnahmeverordnung besonders große 
Bedeutung zu, weil damit die Prüfung von Sendungen 
an der EU-Außengrenze, also vor ihrem Eintritt in den 
europäischen Binnenmarkt, veranlasst wird. 

Der EU-Grenzbeschlagnahmeantrag kann maximal mit 
Wirkung für alle 28 EU Mitgliedsstaaten gestellt werden 
und somit die Überwachung von Importen und Exporten 
an der gesamten EU-Außengrenze auslösen. Das Ver-
fahren ist weitgehend integriert: Der Antrag wird bei der 
nationalen Zollbehörde eines beliebigen EU-
Mitgliedsstaates gestellt. Soll er daneben auch in ande-
ren EU-Mitgliedsstaaten gelten, kann bei unionsweit 
geltenden Schutzrechten unmittelbar die Geltung in 
weiteren oder allen EU-Mitgliedsstaaten beantragt wer-
den. Die Entscheidung über den Antrag ist ebenso kos-
tenfrei wie die zollinterne Übermittlung der mit dem 
Antrag eingereichten Informationen, insbesondere zur 
Unterscheidung von Originalprodukten und rechtsver-
letzenden Nachahmungen, an alle betroffenen in- und 
ausländischen Zollbehörden. 

 

Liegt ein bewilligter Grenzbeschlagnahmeantrag vor, 
werden verdächtige Sendungen vom Zoll zunächst 
nicht abgefertigt, sondern für regelmäßig 10 Arbeitstage 
an der Grenze angehalten. Der Rechtsinhaber kann 
nun anhand von Abbildungen oder Mustern prüfen, ob 
die angehaltenen Waren seine Schutzrechte verletzen. 
Auch hier wird der Zoll kostenfrei tätig. Bestätigt sich 
der Verdacht der Rechtsverletzung, können die Pro-
duktfälschungen unmittelbar im Rahmen des Grenzbe-
schlagnahmeverfahrens vernichtet werden; ein Ge-
richtsverfahren ist in der ganz überwiegenden Zahl der 
Fälle nicht erforderlich. Zudem werden dem Rechtsin-
haber von den Zollbehörden Informationen zu den Auf-
griffen wie Namen und Adressen des Versenders und 
des Empfängers der Produktnachahmungen übermit-
telt. Die Analyse dieser Informationen erlaubt es, die 
Schlüsselfiguren im Handel mit Produktfälschungen zu 
erkennen und Maßnahmen der Produktpiraterie-
bekämpfung gezielt unter optimaler Mittelallokation zu 
ergreifen. Daher reicht die Bedeutung die Grenzbe-
schlagnahme weit über die Verhinderung des Marktein-
tritts von Produktnachahmungen im einzelnen Fall und 
die mit deren Vernichtung verbundene Abschreckung 
hinaus. 

2. EFFIZIENZSTEIGERUNG UNTER DER NEUEN EU-GRENZ-
BESCHLAGNAHMEVERORDNUNG 

Für die Automobilindustrie waren insbesondere zwei mit 
der neuen Grenzbeschlagnahmeverordnung eingeführ-
te Änderungen von Relevanz: Die unionsweite Einfüh-
rung des bislang nur in einigen Mitgliedsstaaten gelten-
den sogenannten "vereinfachten Vernichtungsverfah-
rens" als regelmäßiges Basisverfahren und die Erweite-
rung des Kanons der Schutzrechte, auf deren Basis 
EU-Grenzbeschlagnahmeanträge gestellt werden kön-
nen. 

Der nun veröffentlichte Bericht der EU Kommission 
belegt die Effizienz des neuen Basisverfahrens wenn es 
darum geht, Produktnachahmungen am Markteintritt in 
Europa zu hindern. Mehr als die Hälfte (58,43%) aller 
von den europäischen Zollbehörden angehaltenen Wa-
ren sind auf dieser Grundlage direkt vernichtet worden 
(insgesamt fast 19 Millionen Artikel). Voraussetzung zur 
Vernichtung im Basisverfahren ist, dass der Rechtsin-
haber gegenüber dem Zoll innerhalb der bereits er-
wähnten Frist von 10 Arbeitstagen bestätigt, dass die 

Bekämpfung von Produktpiraterie mit Hilfe der Zollbehörden 
Erste Erfahrungen mit der neuen EU-Grenzbeschlagnahme-Verordnung 
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angehaltenen Waren seine Schutzrechte verletzen und 
dass er mit deren Vernichtung einverstanden ist. Erhebt 
der Anmelder oder Besitzer der Waren innerhalb glei-
cher Frist keinen Widerspruch gegen die Vernichtung, 
werden die Waren direkt im Rahmen des Grenzbe-
schlagnahmeverfahrens vernichtet. Dies ist, wie der 
Bericht der EU-Kommission belegt, in der Mehrzahl der 
Fälle der Fall. 

Weitere 27% (oder etwas mehr als 156.000 Artikel) der 
Beschlagnahmen sind im Rahmen des mit der neuen 
EU-Grenzbeschlagnahmeverordnung erstmals einge-
führten Kleinsendungsverfahrens vernichtet worden, 
das auf (Post-) Sendungen kleinster Warenmengen

2
 

ausgerichtet ist. Insgesamt sind somit 85,43% der vom 
Zoll im Jahr 2014 aufgrund von Grenzbeschlagnahme-
anträgen angehaltenen Waren unmittelbar im Rahmen 
des Zollverfahrens vernichtet worden. Dies stellt eine 
deutliche Steigerung gegenüber dem Jahr 2013 dar, als 
76,85% der Beschlagnahmen mit der Vernichtung der 
Produktfälschungen endeten. 

Gleichzeitig war die Zahl der irrtümlichen Beschlag-
nahme (und anschließenden Abfertigung) von Original-
produkten weiterhin gering. Im Jahr 2014 betrafen le-
diglich 2,8% der Beschlagnahmen Originalprodukte was 
gegenüber 2013 (2,94%) eine Reduzierung darstellt. 
Die Gefahr, dass durch das versehentliche Einschreiten 
des Zolls Lieferketten und damit im schlimmsten Fall 
die Produktion unterbrochen wird, ist also gering.  

Die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens ist im 
Basisverfahren der neuen EU-Grenzbeschlagnahme-
verordnung nur noch erforderlich, wenn der Anmelder 
oder Besitzer der rechtsverletzenden Waren der Ver-
nichtung ausdrücklich widerspricht. Der Bericht der EU-
Kommission zeigt, dass die unionsweite Einführung des 
Basisverfahrens die Zahl der Gerichtsverfahren ganz 
erheblich reduziert hat. Im Jahr 2014 musste nur noch 
in 6,14% aller von den Zollbehörden der EU-
Mitgliedsstaaten ausgesprochenen Grenzbeschlag-
nahmen ein Gerichtsverfahren eingeleitet werden. Im 
letzten Jahr unter der "alten" Verordnung – 2013 – war 
dies dagegen noch in 15,04% der Grenzbeschlagnah-
men der Fall

3
. 

Die Erweiterung des Schutzrechtekanons hat sich da-
gegen im ersten Jahr der neuen Grenzbeschlagnahme-
verordnung nicht erheblich ausgewirkt. Zwar können 
Grenzbeschlagnahmeanträge nun unter anderem auch 
auf der Grundlage von Gebrauchsmustern und Han-
delsnamen gestellt werden. Von praktischer Relevanz 
für die Bekämpfung von Produktfälschungen an den 
Grenzen sind aber nach wie vor zuallererst die Marken. 
Markenrechte waren im Jahr 2014 in insgesamt 93,37% 
der Fälle rechtliche Grundlage für das Eingreifen des 
Zolls (wobei es sich in 72,01% der Fälle bzw. 60,04% 
des Wertes der beschlagnahmten Waren um Gemein-
schaftsmarken handelte). An zweiter Stelle folgten dann 

mit insgesamt 4,2% die Designs, die im Vorjahr ledig-
lich in 2,89% der Fälle die Grundlage für das Einschrei-
ten des Zolls bildeten. Hier zeigt sich ein klarer, für die 
Automobilindustrie positiver, Anstieg. 

3. FAZIT 

Unter der Geltung der neuen EU-Grenzbeschlag-
nahmeverordnung konnte die Effizienz der Grenzbe-
schlagnahme bei der Verhinderung des Eintritts von 
Produktnachahmungen in den europäischen Binnen-
markt deutlich gesteigert werden. Der Prozentsatz der 
Vernichtungen im schlanken und kostenfreien Zollver-
fahren wurde erheblich erhöht und die Zahl der Ge-
richtsverfahren deutlich reduziert. 

Marken, zunehmend aber auch Designs, kommt bei der 
Bekämpfung von Produktnachahmungen an den Gren-
zen entscheidende Bedeutung zu. 

Die Gefahr, dass durch das Einschreiten des Zolls die 
Just-in-Time Produktion unterbrochen und Originale 
beschlagnahmt werden, ist gering. Zudem kann der 
Rechtsinhaber darauf hinwirken, dass Originale nicht 
beschlagnahmt werden, indem er seinen Grenzbe-
schlagnahmeantrag optimal zuschneidet. 

Die Autorin: 

 Dr. Friederike Schubert, LL.M. (Edinburgh) 

Senior Associate 
IPMT, Hamburg 
T  +49 (40) 41993 238 

friederike.schubert@hoganlovells.com 

 

                                                      
1
  Report on EU customs enforcement of intellectual property rights, Results 

at the EU border 2014 (27 October 2015): 
http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/customs/custo
ms_controls/counterfeit_piracy/statistics/2015_ipr_statistics.pdf 

2
 Das Kleinsendungsverfahren findet, bei Stellung eines entsprechenden 

Antrags, auf Sendungen von maximal 3 Einheiten oder unter 2 kg Brutto-
gewicht Anwendung. 

3
 Report on EU customs enforcement of intellectual property rights, Results 

at the EU border 2013: 
http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/customs/custo
ms_controls/counterfeit_piracy/statistics/2014_ipr_statistics_en.pdf 
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Die Automotive-Branche steht unter einem hohen Wett-
bewerbs- und Kostendruck. Seit Langem sind viele 
Tätigkeiten vom Hersteller auf die Zulieferer mittels 
Werk- und Dienstleistungsverträgen ausgelagert. Teil-
weise sind die Zulieferer unmittelbar auf dem Betriebs-
gelände des Automobilherstellers tätig. Die Zulieferer 
wiederum setzen in ihrem Bereich Leiharbeitnehmer 
und freie Mitarbeiter ein oder haben ihrerseits einzelne 
Tätigkeiten auf externe Dritte mittels Werk- und Dienst-
leistungsverträgen ausgelagert. Häufig besteht ein um-
fangreiches Netz solcher Vertragsbeziehungen. 

Am 16. November 2015 hat Bundesarbeitsministerin 
Andrea Nahles den lang erwarteten Entwurf eines "Ge-
setzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (AÜG) und anderer Gesetze" in die Ressort-
abstimmung gegeben. Aufgrund erheblicher Kritik sei-
tens der Parteien, Verbände und juristischen Fachlitera-
tur hat die Ministerin den Gesetzesentwurf wieder zu-
rückgezogen und noch einmal überarbeiten lassen. Mit 
dem neuen Entwurf vom 17. Februar 2016 wurden ein-
zelne Kritikpunkte der Gewerkschaften und Arbeitgeber 
aufgegriffen. Aber auch dieser Entwurf wurde zunächst 
wegen der Kritik der CDU/CSU gestoppt. Es kommt nun 
zu einer weiteren Überarbeitung.  

Da sich die Regierungsparteien auf viele Punkte bereits 
im Koalitionsvertrag geeinigt hatten, sind größere Ände-
rungen in dem nun erneut nachzubessernden Entwurf 
nicht zu erwarten. Es ist daher sinnvoll sich bereits 
frühzeitig mit dem aktuellen Gesetzesentwurf zu be-
schäftigen, da erhebliche Einschränkungen für Leihar-
beit sowie Dienstleistungs- und Werkvertragslösungen 
drohen.  

Nach 18 Monaten ist grundsätzlich Schluss! – Ein-
führung einer Überlassungshöchstdauer für Leih-
arbeitnehmer  

Die Unsicherheiten, die mit dem bislang unbestimmten 
Begriff der "vorübergehenden" Arbeitnehmerüberlas-
sung einhergingen, werden mit dem Entwurf zugunsten 
einer festen Höchstüberlassungsdauer von 18 Monaten 
für den einzelnen Leiharbeitnehmer beseitigt (§ 1 
Abs. 1b Satz 1 AÜG-E). Unterbrechungen zwischen 
zwei Überlassungen zu demselben Entleiher werden 
dabei nicht berücksichtigt, wenn die Unterbrechungen 

sechs Monate nicht übersteigen (§ 1 Abs. 1b Satz 2 
AÜG-E). 

Tarifverträge der Einsatzbranche oder auf einem sol-
chen Tarifvertrag basierende Betriebsvereinbarungen 
können abweichende Regelungen (d.h. eine Verlänge-
rung oder Verkürzung der Höchstüberlassungsdauer) 
vorsehen (§ 1 Abs. 1b Satz 3 und 5 AÜG-E). Dies gilt 
nach dem nachgebesserten Entwurf auch für nicht tarif-
gebundene Entleiher, allerdings mit der Einschränkung, 
dass die Überlassungshöchstdauer 24 Monate nicht 
überschreiten darf (§ 1 Abs. 1b Satz 4 und 6 AÜG-E). 
Diese Einschränkung für nichttarifgebundene Arbeitge-
ber wird als verfassungswidriger Eingriff in die negative 
Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG) kritisiert. 

Eine Überschreitung der Höchstüberlassungsdauer 
führt zur Fiktion eines Arbeitsverhältnisses mit dem 
Entleiher (§ 10 Abs. 1 AÜG-E). Allerdings wird dem 
Leiharbeitnehmer ein befristetes, einmonatiges "Wider-
spruchsrecht" zugestanden. Das bedeutet, dass der 
Leiharbeitnehmer bis zum Ablauf eines Monats nach 
Überschreiten der zulässigen Höchstüberlassungsdau-
er ggü. Verleiher oder Entleiher erklären kann, dass er 
am Arbeitsvertrag mit dem Verleiher festhält (§ 9 Nr. 1b 
AÜG-E).  

Der Gesetzentwurf enthält eine Übergangsregelung, 
wonach Überlassungszeiten vor dem 1. Januar 2017 
bei der Berechnung der Höchstüberlassungsdauer nicht 
berücksichtigt werden (§ 19 Abs. 2 AÜG-E). Das be-
deutet, dass die zu diesem Zeitpunkt überlassenen 
Leiharbeitnehmer noch bis zum 30. Juni 2018 einge-
setzt werden können. 

Nur wo "Arbeitnehmerüberlassung" draufsteht, ist 
auch "Arbeitnehmerüberlassung" drin 

§ 1 AÜG hat in der Vergangenheit schon mehrfach 
Änderungen erfahren – so auch jetzt. In das Gesetz soll 
nun eine Definition für die Arbeitnehmerüberlassung 
aufgenommen werden (§ 1 Abs. 1 Satz 2 AÜG-E): 

Arbeitnehmer werden zur Arbeitsleistung überlassen, 

wenn sie in die Arbeitsorganisation des Entleihers 

eingegliedert sind und seinen Weisungen unterliegen. 

 

Gesetzesentwurf zum Fremdpersonaleinsatz stellt Automotive-

Branche vor neue Herausforderungen 
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Eine Arbeitnehmerüberlassung soll nur dann zulässig 
sein, wenn zwischen dem Verleiher und dem Leihar-
beitnehmer ein Arbeitsverhältnis besteht (§ 1 Abs. 1 
Satz 3 AÜG-E). Damit wird ein Ketten-, Zwischen- und 
Weiterverleih gesetzlich untersagt. Zudem darf die o.g. 
zulässige Überlassungshöchstdauer nicht überschritten 
werden. Schließlich müssen Arbeitnehmerüberlas-
sungsverträge zukünftig zwingend als solche gekenn-
zeichnet (§ 1 Abs. 1 Satz 5 AÜG-E) und der Leiharbeit-
nehmer vor jeder Überlassung darüber informiert wer-
den, dass er als Leiharbeitnehmer eingesetzt wird (§ 11 
Abs. 2 Satz 4 AÜG-E). Dadurch soll insbesondere die 
verdeckte Arbeitnehmerüberlassung im Rahmen sog. 
"Scheinwerkverträge" unterbunden werden.  

Wegfall der Vorratsarbeitnehmerüberlassungs-
erlaubnis  

Die Abgrenzung zwischen Werk- und Dienstvertrag 
einerseits und Arbeitnehmerüberlassung andererseits 
erfolgt weiterhin aufgrund einer Einzelfallbetrachtung 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls. 
Weicht die tatsächliche Durchführung von der vertragli-
chen Regelung ab, ist die tatsächliche Durchführung für 
die rechtliche Einordnung maßgeblich (§ 12 Abs. 1 
Satz 2 AÜG-E). 

Wie bisher verbleiben hierbei Unsicherheiten, weil nicht 
absehbar ist, wie ein Arbeitsgericht die gewählte Kon-
struktion beurteilen wird. Es besteht dann das Risiko, 
dass eine als Werk- oder Dienstvertrag bezeichnete 
Vereinbarung tatsächlich als Arbeitnehmerüberlas-
sungsvertrag eingeordnet wird (sog. verdeckte Arbeit-
nehmerüberlassung). Wollte man sich vor dem Risiko 
einer verdeckten Arbeitnehmerüberlassung und der 
Folge absichern, dass die Vereinbarung zwischen Auf-
traggeber und -nehmer als unwirksam eingestuft wird 
und kraft Gesetzes Arbeitsverhältnisse zwischen den 
Arbeitnehmern des Auftragnehmers und dem Auftrag-
geber begründet werden, behalf man sich in der Ver-
gangenheit häufig mit der vorsorglichen Beantragung 
einer Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis (sog. Vor-
ratsarbeitnehmerüberlassungserlaubnis). 

Diese Notlösung (auch "Rettungsanker-" oder "Fall-
schirm-Lösung" genannt) wird infolge der dargestellten 
Offenlegungspflicht verbaut. Zwar kann der Auftrag-
nehmer eine Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis bean-
tragen. Auf diese kann sich der Auftragnehmer aber nur 
dann berufen, wenn die zwischen Auftraggeber und      
-nehmer geschlossene Vereinbarung als Arbeitnehmer-
überlassung bezeichnet wird. Wird die Offenlegungs-
pflicht bei einer verdeckten Arbeitnehmerüberlassung, 
etwa im Rahmen eines "Scheinwerkvertrages", verletzt, 
treten die gleichen Rechtsfolgen wie bei einer offenen 
unzulässigen Arbeitnehmerüberlassung ein (§ 9 Nr. 1a 
AÜG-E). Das bedeutet, dass die Vereinbarung zwi-
schen Auftraggeber und -nehmer unwirksam ist und 
kraft Gesetzes Arbeitsverhältnisse zwischen den (Leih-) 

Arbeitnehmern des Auftragnehmers und dem Auftrag-
geber begründet werden. Zudem ist eine verdeckte 
Arbeitnehmerüberlassung bußgeldbewährt (§ 16 Abs. 1 
Nr. 1c, Abs. 2 AÜG-E). Das bedeutet zugleich, dass 
eine auf Vorrat vorgehaltene Arbeitnehmerüberlas-
sungserlaubnis zukünftig keinen Schutz mehr bietet.  

Aber auch hier soll dem Leiharbeitnehmer ein einmona-
tiges Widerspruchsrecht zustehen. Während dieser 
Frist kann der Leiharbeitnehmer gegenüber dem Ver-
leiher (Auftragnehmer) oder dem Entleiher (Auftragge-
ber) schriftlich erklären, dass er an dem Arbeitsvertrag 
zum Verleiher festhält (§ 9 Nr. 1a AÜG-E). 

Bestehende Werk- und Dienstleistungsverträge müssen 
daher auf den Prüfstand gestellt werden. Hat man mit 
einer Vorratsarbeitnehmerüberlassungserlaubnis ope-
riert, muss man zukünftig Farbe bekennen. Als Werk- 
oder Dienstleistungsvertrag bezeichnete Verträge müs-
sen klar als solche gestaltet und "gelebt" werden. 

Equal Pay nach neun, spätestens aber nach 
15 Monaten 

Der vollständig neugefasste § 8 AÜG-E soll zukünftig 
die Gleichstellung der Leiharbeitnehmer mit der 
Stammbelegschaft regeln. Im Mittelpunkt steht dabei 
vor allem der Grundsatz der gleichen Bezahlung von 
Leih- und Stammarbeitskräften (sog. "Equal Pay"). 

Bekanntlich gab es Equal Pay auch schon vorher. Al-
lerdings kam der Grundsatz in der Praxis kaum zur 
Anwendung, weil von der Ausnahme Gebrauch ge-
macht wurde, auf das Arbeitsverhältnis einen Tarifver-
trag der Zeitarbeitsbranche (mit niedrigeren Arbeitsbe-
dingungen) zur Anwendung zu bringen (§ 10 Abs. 4 
Satz 2 AÜG). Damit konnte das Lohnniveau in der Ein-
satzbranche bisher dauerhaft unterschritten werden. 
Die Tarifvertragsparteien haben in der letzten Zeit ver-
sucht, durch Branchenzuschlagstarifverträge das Lohn-
gefälle zu minimieren. 

Der Equal-Pay-Grundsatz wird durch die angedachten 
Neuregelungen erheblich aufgewertet. Zwar bleibt eine 
Abweichung durch Anwendung der Tarifverträge der 
Zeitarbeitsbranche zulässig, diese wird aber zeitlich 
begrenzt. Abweichungen sind nur noch für maximal 
neun Monate ab der Erstüberlassung zulässig (§ 8 
Abs. 4 S. 1 AÜG-E). Unterbrechungen, die nicht die 
Sechs-Monats-Grenze überschreiten, bleiben hierbei 
wiederum unberücksichtigt (§ 8 Abs. 4 Satz 3 AÜG-E). 
Nach Ablauf der neun Monate gilt nunmehr der Equal-
Pay-Grundsatz vollständig. 

Eine Ausnahme vom Equal Pay für bis zu 15 Monate 
besteht bei Geltung eines Branchenzuschlagstarifver-
trages unter folgenden Voraussetzungen (§ 8 Abs. 4 
S. 2 AÜG-E): 
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• Nach max. 15 Monaten wird ein gleichwertes Entgelt 
in der Einsatzbranche erreicht. 

• Nach den ersten sechs Wochen erfolgt eine stufen-
weise Heranführung an das gleichwertige Entgelt. 

• Nicht tarifgebundene Arbeitgeber können die An-
wendung des Tarifvertrags vereinbaren, wenn sie in 
seinen Geltungsbereich fallen. 

Viele der zurzeit existierenden Branchenzuschlagstarif-
verträge erfüllen diese Voraussetzungen nicht, weil bei 
diesen die Entgelte der Einsatzbranche nach 15 Mona-
ten nicht vollständig erreicht werden müssen. 

Trotz entsprechender Kritik enthält auch der neue Ent-
wurf anders als bei der Höchstüberlassungsdauer keine 
Übergangsregelung für das Thema Equal Pay. Das 
bedeutet, dass für Leiharbeitnehmer, die zum 1. Januar 
2017 bereits seit neun Monaten oder länger eingesetzt 
sind, sofort Equal Pay zur Anwendung käme. 

Das Equal Pay umfasst nicht nur das Entgelt, sondern 
sämtliche wesentlichen Arbeitsbedingungen. Es ist 
bereits jetzt umstritten, was alles zu den wesentlichen 
Arbeitsbedingungen gehört. Der Gesetzentwurf löst 
dieses Problem nicht. Zwar enthält er eine Vermutungs-
regelung (§ 8 Abs. 1 Satz 2 AÜG-E). Diese betrifft aber 
nur das Entgelt. Danach wird vermutet, dass der Equal-
Pay-Grundsatz für das Arbeitsentgelt beachtet ist, wenn 
die einschlägigen Tarifgehälter gezahlt werden. Offen 
bleibt aber, ob die sonstigen wesentlichen Arbeitsbe-
dingungen gewährt werden. Die hiermit verbundenen 
Unsicherheiten, könnten dazu führen, dass die 9- bzw. 
15-Monats-Grenze für das Equal Pay zu einer fakti-
schen Höchstüberlassungsdauer führt, wenn Verleiher 
und Entleiher das Risiko eines Verstoßes gegen den 
Equal-Pay-Grundsatz nicht eingehen wollen. 

Kein Einsatz von Leiharbeitnehmern als "Streikbre-
cher" 

Bereits nach der aktuellen Rechtslage kann der Leihar-
beitnehmer seine Arbeitsleistung verweigern, wenn der 
Entleiherbetrieb bestreikt wird (§ 11 Abs. 5 AÜG). Viele 
tarifliche Regelungen gehen sogar darüber hinaus und 
verbieten dem Verleiher, Leiharbeitnehmer in einem 
durch einen Arbeitskampf betroffenen Entleiherbetrieb 
einzusetzen. Dieses Verbot soll jetzt gesetzlich nieder-
gelegt werden (§ 11 Abs. 5 AÜG-E). Anders als die 
tariflichen Regelungen sieht der Gesetzentwurf aller-
dings nicht die Möglichkeit vor, dass die Parteien des 
Arbeitskampfes abweichende Vereinbarungen treffen 
können (z.B. Notdienstvereinbarungen). 

Es bestehen erhebliche Zweifel an der Verfassungs-
mäßigkeit dieser Regelung. Sie führt praktisch zu einer 
Zwangsaussperrung von Leiharbeitnehmern und greift 
damit erheblich in die Arbeitskampfparität ein. Auch hat 

sie eine überschießende Tendenz, da sie nicht nur 
solche Leiharbeitnehmer betrifft, die tatsächlich als 
Streikbrecher zur Abmilderung der Streikfolgen (zusätz-
lich) eingesetzt werden. Das Verbot betrifft vielmehr 
sämtliche Leiharbeitnehmer, die im Betrieb eingesetzt 
sind. Das sind auch solche, die bereits vor einem Ar-
beitskampf tätig waren, und auch solche, die in Be-
triebsteilen tätig sind, die gar nicht vom Streik betroffen 
sind. 

Ein Verstoß gegen das gesetzliche Verbot hat zudem – 
anders als ein Verstoß gegen die bestehenden tarifli-
chen Regelungen – die unangenehme Folge, dass ein 
Bußgeld von bis zu € 500.000,00 verhängt werden kann 
(§ 16 Abs. 1 Nr. 8a AÜG-E).  

Leiharbeitnehmer zählen für die Schwellenwerte 
des Betriebsverfassungsrechts und der Unterneh-
mensmitbestimmung mit! 

In der jüngeren Vergangenheit hatte das Bundesar-
beitsgericht mehrfach entschieden, dass Leiharbeit-
nehmer bei den Schwellenwerten für die Bestimmung 
der Betriebsratsgröße, das Vorliegen von Betriebsände-
rungen etc. mitzählen. Damit hat das Bundesarbeitsge-
richt in weiten Teilen seinen früheren Grundsatz "Leih-
arbeitnehmer wählen, aber zählen nicht" aufgegeben. 

Diese Rechtsprechungsänderung wird nun durch eine 
gesetzliche Regelung aufgegriffen, aber praktisch un-
terschiedslos auf alle Schwellenwerte (mit Ausnahme 
des § 112a BetrVG) übertragen (§ 14 Abs. 2 Satz 4 
AÜG-E). Der im Koalitionsvertrag vorsichtig differenzie-
rende Ansatz "sofern dies der Zielrichtung der jeweili-
gen Norm entspricht" bleibt unberücksichtigt. Im Ge-
genteil: Das "Mitzählen" von Leiharbeitnehmern wird 
sogar noch auf die Schwellenwerte der Gesetze zur 
Unternehmensmitbestimmung erstreckt. Damit wäre 
z.B. ein Aufsichtsrat hälftig mit Arbeitnehmervertretern 
nach dem Mitbestimmungsgesetz zu beschicken, wenn 
die Zahl der in einer GmbH oder Aktiengesellschaft in 
der Regel beschäftigten Stammarbeitnehmer 1.800 
betrüge und zugleich regelmäßig 300 Leiharbeitnehmer 
beschäftigt würden. Hier hätten die für Statusverfahren 
zuständigen ordentlichen Gerichte bislang anders ent-
schieden und im Beispielsfall lediglich auf die Anwend-
barkeit des Drittelbeteiligungsgesetzes erkannt. 

Gesetzliche Definition des Arbeitsverhältnisses 

Mit Aufnahme eines neuen § 611a BGB-E soll die in der 
Rechtsprechung entwickelte Definition zur Abgrenzung 
eines Arbeitsverhältnisses von anderen Vertragsgestal-
tungen, insbesondere von Werk- oder selbstständigen 
Dienstverträgen, gesetzlich festgeschrieben werden: 
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Arbeitnehmer ist, wer auf Grund eines privatrechtlichen 

Vertrags im Dienste eines anderen zur Leistung wei-

sungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönli-

cher Abhängigkeit verpflichtet ist. Das Weisungsrecht 

kann Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der 

Tätigkeit betreffen. Arbeitnehmer ist derjenige Mitarbei-

ter, der nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit ge-

stalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann; der 

Grad der persönlichen Abhängigkeit hängt dabei auch 

von der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit ab. Für die 

Feststellung der Arbeitnehmereigenschaft ist eine Ge-

samtbetrachtung aller Umstände vorzunehmen. Zeigt 

die tatsächliche Durchführung des Vertragsverhältnis-

ses, dass es sich um ein Arbeitsverhältnis handelt, 

kommt es auf die Bezeichnung im Vertrag nicht an. 

 
Der ursprüngliche Gesetzentwurf hatte noch die Auf-
nahme eines Kriterienkatalogs vorgesehen, der teilwei-
se über die Rechtsprechung hinausging. Aufgrund der 
heftigen Kritik wurde hiervon wieder Abstand genom-
men. Gleiches gilt für die ursprünglich vorgesehene 
Vermutungsregelung, wonach die Feststellung eines 
Beschäftigungsverhältnisses durch die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund zugleich den widerleglichen 
Schluss auf ein Arbeitsverhältnis zulassen sollte. 

Rechte des Betriebsrats bei Fremdpersonaleinsatz 

Die Rechte des Betriebsrats im Hinblick auf den Einsatz 
von Fremdpersonal im Betrieb sollen konkretisiert wer-
den: 

• Es soll klargestellt werden, dass sich die Informati-
onsansprüche des Betriebsrats auch auf den Um-
fang des Einsatzes, den Einsatzort und die Arbeits-
aufgaben des Fremdpersonals beziehen (§ 80 
Abs. 2 S. 1 BetrVG-E). 

• Es soll eine Vorlagepflicht betreffend die Verträge, 
die dem Fremdpersonaleinsatz zugrunde liegen 
(insbesondere Arbeitnehmerüberlassungsvertrag), 
vorgesehen werden (§ 80 Abs. 1 S. 3 BetrVG-E). 

• Im Rahmen der Personalplanung soll auch über den 
geplanten Fremdpersonaleinsatz informiert werden 
(§ 92 Abs. 1 S. 1 BetrVG-E). 

Wie geht es weiter? 

Auch nachdem der Gesetzentwurf bereits einmal nach-
gebessert wurde, hält die Kritik an ihm weiter an. Die 
CSU-Landesgruppenchefin Gerda Hasselfeldt hatte 
deutlich gemacht, dass die CSU auch dem nachgebes-
serten Entwurf nicht zustimmen könne. Moniert wird 
insbesondere, dass der Entwurf teilweise deutlich über 
die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag hinausgehe. 

Der Entwurf wird daher noch einmal nachgebessert 
werden. 

Es ist aber zu erwarten, dass der überwiegende Teil 
des aktuellen Entwurfs in die Ressortabstimmung ein-
gebracht wird. Es muss dann beobachtet werden, wel-
che Änderungen er noch im parlamentarischen Gesetz-
gebungsverfahren erfährt. Erst dann werden wir mit 
einiger Gewissheit das ganze Ausmaß der geplanten 
Änderungen und deren Folgen abschätzen können. Die 
massive Erhöhung der bürokratischen Anforderungen 
und die auch in "technischer Hinsicht" sehr kritikwürdige 
Umsetzung stoßen bereits jetzt auf massive Bedenken 
der Arbeitgeberseite. Auch die vorbehaltlose Zustim-
mung der Gewerkschaften, die sich in den letzten Jah-
ren sehr stark der Zeitarbeit angenommen haben, dürf-
te der Ministerin keineswegs mehr sicher sein. Arbeit-
geber sind gut beraten, die Entwicklungen in diesem 
Bereich weiterhin aufmerksam zu verfolgen. Ein Inkraft-
treten des Gesetzes ist für den 1. Januar 2017 geplant. 

Der Autor: 
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The automobile transformed life in the 20th century, and 
now the requirements of life today are transforming 
motor vehicles. Vehicles are no longer simply a means 
of personal mobility. They are becoming a platform for 
offering services during transport never before consid-
ered. 

Over time, vehicles will become multifunctional infor-
mation centers that receive, collect, and communicate a 
large volume of data (position, driving behavior, etc.). 

This new era poses major challenges – including com-
pliance with legal and regulatory obligations. Innovative 
technologies and services raise concerns about intellec-
tual property, privacy, and cybersecurity. It challenges 
pre-existing structures such as the traditional insurance 
and liability systems. These technological advances will 
also challenge existing legal structures applied in the 
automotive industry. Legislative and regulatory changes 
are inevitable. 

We are delighted to provide you with our brochure Are 
you in the Driver's Seat? 

If you want to read more about Legal Perspectives on 
Connected Vehicles & Autonomous Driving, please 
contact: automotive@hoganlovells.com. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Are you in the Driver's Seat? 
Legal Perspective on Connected Vehicles & Autonomous Driving 
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Unsere Commercial-Anwälte beobachten und kommentieren regelmäßig neue handels- und vertriebsrechtliche 
einschließlich regulatorischer Gesetzgebung. Wir haben für Sie einige Änderungen, die für die Automobilindustrie 
von Bedeutung sind, zusammengefasst. 

 Dr. Patrick Ayad, M. Jur. (Oxford) 
Partner 
Handels- und Vertriebsrecht München 

T  +49 (89) 29012 216 
patrick.ayad@hoganlovells.com 

 

 Sabine Chromek, Maître en droit 
Associate 

Handels- und Vertriebsrecht München 
T  +49 (89) 29012 216 
sabine.chromek@hoganlovells.com 

 

 Dr. Florian Unseld, LL. M. (Sydney) 
Counsel 
Handels- und Vertriebsrecht, München 

T  +49 (89) 29012 280 
florian.unseld@hoganlovells.com 

 

 Nadine Otz 
Associate 

Handels- und Vertriebsrecht München 
T  +49 (89) 29012 280 
nadine.otz@hoganlovells.com 

 

Handels- und vertriebsrechtliche Rechtsprechung mit Relevanz für 

die Automobilindustrie 
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Hogan Lovells berät BMW Bank bei der Verbriefung 
von Autoleasing Forderungen im Volumen von 800 
Mio. Euro 

16. Dezember 2015 – Unter Führung ihres Frankfurter 
Partners Dietmar Helms hat die internationale Wirt-
schaftskanzlei Hogan Lovells die BMW Bank bei der 
Verbriefung von Autoleasing-Forderungen beraten. Das 
Volumen der Transaktion beläuft sich auf 800 Mio. Eu-
ro. 

"Die Transaktion ist die erste Verbriefung eines Auto-
mobilherstellers in Deutschland, die dieser selbst mit 
unserer Unterstützung arrangiert hat. BMW hat bei der 
Vermarktung der Transaktion mit einer Zinsmarge von 
38 Basispunkten für die Investmentgradegeratete Seni-
or Tranche (S&P: AAA (sf)) im gegenwärtigen Marktum-
feld einen exzellenten Preis erzielt, der die hohe Quali-
tät der Transaktion unterstreicht", so Helms. 

Hintergrund Asset Backed Securities: Die Gesetzgeber 
haben forderungsbesicherte Wertpapiere ("Asset 
Backed Securities", ABS) in der Automobilbranche als 
"High Quality Securitisations" eingestuft. Dieser Sektor 
wird weiter an Stärke gewinnen. Vor allem die Bedeu-
tung des chinesischen Marktes nimmt für die Verbrie-
fung von Autokrediten zu, auch weil deutsche Hersteller 
immer mehr Fahrzeuge im Reich der Mitte verkaufen. 
Hogan Lovells kann auf ein weltweites Netz von Ver-
briefungsexperten zurückgreifen und verfügt damit über 
einen Wettbewerbsvorteil, um komplexe, grenzüber-
schreitende Transaktionen abzuwickeln. 

Hogan Lovells für BMW Bank 

Dr. Dietmar Helms (Partner, Federführung), Anna Rog-
ge (Senior Associate), Oliver Reimers (Associate, Kapi-
talmarkt-recht, Frankfurt); Dr. Heiko Gemmel (Partner), 
Nico Neukam (Senior Associate, Steuer- und Bilanz-
recht, Düsseldorf); Pierre Reuter (Partner, Investment-
fonds), Gérard Neiens (Partner, Steuer- und Bilanz-
recht), Ariane Mehrshahi (Senior Associate, Corporate), 
Tara Nestor (Associate, Luxemburg); Sharon Lewis 
(Partner, Kapitalmarktrecht, Tim Slind (Paris) 

BMW Bank 

Jan Michaelis 

Hogan Lovells berät VW Leasing GmbH bei Verbrie-
fung von Automobil-Leasingverträgen 

 
1. Oktober 2015 - Unter Federführung von Sven Brandt 
hat die internationale Anwaltskanzlei Hogan Lovells die 
Volkswagen Leasing GmbH bei der Verbriefung von 
Automobil-Leasingverträgen und Fahrzeugrestwerten 
("Asset Backed Securities", ABS) im Volumen von rd. 
drei Milliarden Euro als Transaction Counsel beraten.  

Dabei wurden zwei Verbriefungsprogramme mit einem 
Volumen von insgesamt sieben Mrd. Euro für Leasing-
forderungen und drei Mrd. Euro für Leasingfahrzeug-
Restwerte verlängert. Außerdem wurden für alle Serien 
Zinsswap-Verträge abgeschlossen.  

Beide Verbriefungsprogramme nutzen Zweckgesell-
schaften in Luxemburg. Die emittierten Anleihen wur-
den an der Luxemburger Börse im regulierten Markt 
zum Handel zugelassen. 

Hogan Lovells für VW Leasing GmbH 

Dr. Sven Brandt (Partner, Federführung, Kapitalmarkt-
recht/Debt Capital Markets), Anna Rogge (Senior 
Associate), Oliver Reimers (Associate, Frankfurt); Dr. 
Heiko Gemmel (Partner, Steuer-/Bilanzrecht, Düssel-
dorf); Sharon Lewis (Partner Debt Capital Markets), Tim 
Slind (Associate, Paris); Gerard Neiens (Partner, Steu-
er-/Bilanzrecht), Ariane Mehrshahi (Senior Associate, 
Luxemburg) 

Volkswagen Financial Services AG / Volkswagen 
Leasing GmbH Inhouse Team 

Dr. Christian Fahrenholz, Franziska Walter 

 

 

 

 

 

 

Relevante Mandate 
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Hogan Lovells berät Mercedes-Benz Bank bei Ver-
briefung von Automobilkrediten  

10. September 2015 – Unter Federführung von Dietmar 
Helms hat die internationale Wirtschaftskanzlei Hogan 
Lovells die Mercedes-Benz Bank bei der Verbriefung 
der sechsten Tranche von Automobilkrediten ("Asset 
Backed Securities", ABS) als Lead Counsel beraten. 
Das Volumen dieser ABS-Transaktion belief sich auf 
1,1 Mrd. Euro.  

Ursprünglicher Darlehensgeber ist die Mercedes-Benz 
Bank AG, Emittent der Wertpapiere ist die Silver Arrow 
S.A., Compartment 6 mit Sitz in Luxemburg. Mit der 
Platzierung der Schuldverschreibungen wurden HSBC, 
BNP Paribas, LBBW und Unicredit beauftragt.  

Hogan Lovells für Mercedes Benz Bank:  

Dr. Dietmar Helms (Partner), Shengzhe Wang (Coun-
sel, Financial Institutions, Frankfurt);  
Dr. Sven Brandt (Partner), Dr. Fugui Tan (Associate, 
strukturierte Finanzierungen, Frankfurt);  
Dr. Heiko Gemmel (Partner), Nico Neukam (Senior 
Associate, Steuer-/Bilanzrecht, Düsseldorf) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Internationales Team berät Affinia Group zu M&A-
Deal mit einem Wert von 1,3 Milliarden USD 

17. August 2015 - Bei einem grenzüberschreitenden 
M&A-Deal war Hogan Lovells für die Affinia Group, ein 
globales Unternehmen aus der Fahrzeugteilebranche, 
federführend beratend tätig. Im Zuge dieses Deals wur-
de unsere Mandantin an die MANN+HUMMEL HOL-
DING GmbH veräußert, ein global tätiges Unternehmen 
in Privatbesitz aus dem Bereich Filtrationsanlagen mit 
Sitz in Ludwigsburg, Deutschland. Für die Zwecke der 
Transaktion wurde der Unternehmenswert unserer 
Mandantin auf ca. 1,325 Milliarden USD geschätzt. 

Die Affinia Group ist mehrheitlich im Besitz verbundener 
Unternehmen von The Cypress Group und OMERS 
Administration Corporation. In der Vergangenheit waren 
wir für die Affinia Group bereits jeweils federführend bei 
den Veräußerungen der Fahrwerks- und Bremsenspar-
ten tätig. Das Team unter der Leitung der M&A-Partner 
Richard Horan und Brent Singley (Northern Virginia) 
sowie M&A Senior Associate Will Yavinsky (Washing-
ton, D.C.) wurde über acht Monate hinweg durch mehr 
als 75 Anwälte in zehn Büros in Nord- und Südamerika, 
Europa und Asien unterstützt. 

Hogan Lovells hat zudem die Fusionskontrolle über-
nommen. 
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14. EUROFORUM-Jahrestagung:  
Recht in der Automobil-Zulieferindustrie 

Stuttgart, 2. bis 4. März 2016 

 

 

"Recht in der Automobil-Zulieferindustrie" war der 
Schwerpunkt der 14. EUROFORUM-Jahrestagung. Ne-
ben der Repräsentation von Hogan Lovells informierten 
Vorträge von Hogan Lovells Anwälten wie "Vertragliches 
Risikomanagement in der Automobilindustrie – Wie rettet 
mich mein Vertrag vor dem Untergang?" (Dr. Patrick 
Ayad) und "Automatisierung in der Automobilindustrie – 
wer trägt die Risiken?" (Dr. Sebastian Lach) über praxis-
relevante Themen aus der Automobilbranche. 

Die EUROFORUM-Jahrestagung verband auch diesmal 
wieder strategische mit rechtlichen Fragen und bot so die 
Gelegenheit, sich über aktuelle Neuerungen zu informie-
ren, Fachwissen zu vertiefen sowie über spannende 
Themen und Herausforderungen, die aktuell die Automo-
bil-Zulieferindustrie beschäftigen und von erheblicher 
Relevanz sind, mit hochkarätigen Referenten aus der 
Praxis zu diskutieren. 

Bei Fragen zu dieser Veranstaltung wenden Sie sich an 
Herrn Dr. Patrick Ayad (patrick.ayad@hoganlovells.com). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Veranstaltungen 
Rückblick 
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Unser Beratungsangebot umfasst: 

 Arbeitsrechtliche Beratung (Verhandlung von 
Betriebsvereinbarungen, Tarifverträgen und 
betrieblichen Bündnissen, Vertretung in 
Einigungsstellen und Prozessen, Restrukturierung, 
Personalabbau und Outsourcing) 

 Gesellschaftsrecht (u.a. Kapitalmaßnahmen, 
Aktienoptionspläne, Corporate Governance) 

 M&A (einschließlich öffentlicher Übernahmen) 

 Maßnahmen zur Liquiditätserhaltung (z. B. Cash 
Pools) und öffentliche Fördermittel 

 Einführung und Umstrukturierung von 
Vertriebssystemen einschließlich 
Vertriebskartellrecht 

 Einkaufs- und Kundenverträge sowie 
Qualitätssicherungs- und 
Gewährleistungsvereinbarungen 

 Entwicklungs- und Kooperationsverträge 
(einschließlich Joint Ventures und strategischer 
Allianzen) 

 Grenzüberschreitende Verträge und Fragen des 
internationalen Kauf- und Handelsrechts (etwa UN-
Kaufrecht, Incoterms) 

 

Wir beraten regelmäßig Mandanten der Automobil- 
sowie der automobilnahen Industrie einschließlich 
Fahrzeughersteller (OEMs), Zulieferer in den verschie-
denen Lieferstufen bis hin zu First Tier Suppliern, Ser-
viceunternehmen mit Schwerpunkt Vertrieb sowie im 
Aftermarket tätige Serviceunternehmen. 

Als Full-Service Kanzlei beraten wir praxisgruppen-
übergreifend und branchenfokussiert. Unser unterneh-
merischer Ansatz und unsere Branchenexpertise sind 
dabei von entscheidender Bedeutung.  

Wir sind mit den aktuellen Themen der Branche ver-
traut, kennen die maßgeblichen Akteure und sehen, 
welchen Chancen und Risiken unsere Mandanten ge-
genüberstehen 

 

 
 

 
 Know-how- und Wettbewerbsschutz 

 Marken-, Design- und Wettbewerbsrecht 

 Patentrecht (einschließlich Arbeitnehmererfinder- 
und Lizenzvertragsrecht) 

 Produkthaftung und Produktsicherheit 
(einschließlich Rückrufe) 

 Prozessführung, Schiedsverfahren und alternative 
Methoden der Streitbeilegung 

 Regulatorische Vorgaben, insbesondere europa-
rechtliche Vorgaben und deren nationale 
Umsetzung (z. B. Altfahrzeugverordnung und 
REACH) 

 Restrukturierung und Insolvenzrecht 

 Sektorbezogene Kartell- und 
Konzentrationsverfahren 

 Steuer- und Bilanzrecht, insbesondere bei 
Restrukturierungen, Sanierungen und alternativen 
Finanzierungsmöglichkeiten 

 Compliance (präventiv/repressiv) 

 

 

Hogan Lovells Industriegruppe Automotive 
Unsere Expertise im Automobilsektor - Überblick 
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Hogan Lovells Industriegruppe Automotive 
Eine Auswahl unserer Referenzen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

   

   

Arbeitsrecht/ 
Betriebliche Altersvorsorge 
  

 Beratung eines internatio-

nalen Automobilher-

stellers zur betrieblichen 

Altersversorgung. 

 Begleitung eines führen-

den Automobilzulieferers 

bei der Einführung von 

Kurzarbeit in mehreren eu-

ropäischen Jurisdiktionen. 

 

Gesellschaftsrecht/M&A 

  

 Beratung der Brose Fahrzeug-

teile GmbH & Co. KG beim 

Erwerb der Elektromotoren-

sparte von der Continental AG. 

 Beratung von HgCapital beim 

Verkauf der FTE Automotive 

Group an PAI Partners und 

beim Erwerb der W.E.T. Auto-

motive Systems. 

 

 

 

Gewerblicher Rechtsschutz 

  

 Umfassende Beratung 

von Skoda im IP-Recht 

u.a. zu Themen wie der 

Ausgestaltung von TV 

Werbespots. 

 Beratung der Scuderi 

Group im Lizenzver-

tragsrecht. 

 

 Handels- und Vertriebsrecht 

  

 Beratung eines deutschen 

Automobilherstellers bei 

der Erstellung einer umfas-

senden Vertragsdokumenta-

tion für den Vertrieb. 

 Beratung mehrerer weltweit 

führender Automobilzuliefe-

rer zu verschiedenen Ein-

kaufs- und Lieferbeziehungen, 

zur Umstrukturierung des Ver-

triebs in Europa, zum Vertrieb 

im Aftermarket sowie zu regu-

latorischen Fragen. 

 

 

Kapitalmarktrecht 

  

 Beratung der Volvo Auto 

Bank bei der Verbriefung 

von Autodarlehen und 

Leasing mit einer Gesamt-

summe von 500 Mio. EUR. 

 Beratung der Ford Bank 

bei einer Verbriefung von 

Automobildarlehen in Höhe 

von 562 Mio. EUR. 

 

Kartellrecht 

  

 

 
 Beratung von Mitsubishi 

zur Koordination der inter-

nationalen fusions-

kontrollrechtlichen Anmel-

dungen in mehreren euro-

päischen Jurisdiktionen. 

 Beratung von Mitsui Ya-

maha bei der fusionskon-

trollrechtlichen Anmeldung 

in China und der EU. 

 

Konfliktlösung 

  

 Beratung eines japanischen 

Automobilherstellers bei 

Haftungsansprüchen aus ei-

nem Zulieferervertrag. 

 Beratung und Vertretung 

eines internationalen Au-

tomobilzulieferers in einer 

Auseinandersetzung nach 

Beendigung eines Langzeit-

vertrags mit einem Sub-

Zulieferer. 

 

Produkthaftung 

  

 Beratung eines führenden 

Automobilzulieferers zu 

produkthaftungsrechtlichen 

Fragen einschließlich der Ko-

ordination eines weltweiten 

Rückrufs in mehr als 30 Län-

dern. 

 Beratung eines namhaften 

Automobilherstellers zu 

Produkthaftungsansprüchen 

in der Lieferkette. 

   

Restrukturierung 

  

 Beratung der Ford Motor 

Company beim Verkauf von 

Volvo. 

 Beratung von Honeywell 

bezüglich Restrukturierung 

und Insolvenzszenarien ei-

niger Zulieferer. 
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Arbeitsrecht 

 
Dr. Hendrik Kornbichler 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 372 

hendrik.kornbichler@hoganlovells.com 

 

Bank- und Finanzwesen 

 
Dr. Katlen Blöcker 
Partner, Frankfurt 

T  +49 (0)69 96236 402 

katlen.bloecker@hoganlovells.com 

 

Dr. Sven Brandt 
Partner, Frankfurt  

T  +49 (0)69 96236 201 

sven.brandt@hoganlovells.com 

 

Dr. Dietmar W. Helms 
Partner, Frankfurt  

T  +49 (0)69 96236 261 

dietmar.helms@hoganlovells.com 

 

Betriebliche Altersvorsorge 

 
Bernd Klemm 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 171 

bernd.klemm@hoganlovells.com 

 

Gesellschaftsrecht/M&A 

 
Dr. Lutz Angerer 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 297 

lutz.angerer@hoganlovells.com 

 
Dr. Tim Oliver Brandi 
Partner, Frankfurt 

T  +49 (0)69 96236 441 

tim.brandi@hoganlovells.com 

 
Dr. Michael Leistikow 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 307 

michael.leistikow@hoganlovells.com 

 
Dr. Christoph Louven 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 418 

christoph.louven@hoganlovells.com 

 
Michael Sinhart 
Partner, Frankfurt 

T  +49 (0)69 96236 287 

michael.sinhart@hoganlovells.com 

 
Jens Uhlendorf 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 502 

jens.uhlendorf@hoganlovells.com 

 

 

Gewerblicher Rechtsschutz 

 

Dr. Martin Chakraborty 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 351 

martin.chakraborty@hoganlovells.com 

 
Dr.-Ing. Martin Fähndrich 
Partner, Düsseldorf 

T +49 (0)211 1368 365 

martin.faehndrich@hoganlovells.com 

 
Dr. Matthias Koch 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 227 

matthias.koch@hoganlovells.com 

 
Dr. Nils Rauer 
Partner, Frankfurt 

T  +49 (0)69 96236 371  

nils.rauer@hoganlovells.com 

 
Dr. Clemens Plassmann 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 312 

clemens.plassmann@hoganlovells.com 

 
Dr. Steffen Steininger 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 278 

steffen.steininger@hoganlovells.com 

 

Handels- und Vertriebs-

recht/Regulatory 

 
Dr. Patrick Ayad 
Partner, München 

T  +49 (0)89 2901 216 

patrick.ayad@hoganlovells.com 

 

Kapitalmarktrecht 
 

Prof. Dr. Michael Schlitt 

Partner, Frankfurt 

T  +49 (0)69 96236 432 

michael.schlitt@hoganlovells.com 

 

Kartellrecht und Wettbewerbsrecht 
 
Dr. Martin Sura 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 389 

martin.sura@hoganlovells.com 

 
Dr. Christoph Wünschmann 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 432 

christoph.wuenschmann@hoganlovells.com 

 

 

 

 

 

 

 

Konfliktlösung 

 
Dr. Tanja Eisenblätter 
Partner, Hamburg 

T  +49 (0)40 41993 528 

tanja.eisenblaetter@hoganlovells.com 

 
Dr. Detlef Haß 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 215 

detlef.hass@hoganlovells.com 

 
Dr. Karl Pörnbacher 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 121 

karl.poernbacher@hoganlovells.com 

 
Dr. Jürgen Johannes Witte 
Partner, Düsseldorf 

T  +49 (0)211 1368 443 

juergen.witte@hoganlovells.com 

 

Produkthaftung 

 
Dr. Sebastian Lach 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 187 

sebastian.lach@hoganlovells.com 

 

Restrukturierung und Insolvenzrecht 
 

Dr. Heiko Tschauner 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 153 

heiko.tschauner@hoganlovells.com 

 

Steuerrecht 

 
Dr. Ingmar Dörr 
Partner, München 

T  +49 (0)89 29012 295 

ingmar.doerr@hoganlovells.com 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hogan Lovells Industriegruppe Automotive 
Ihre Ansprechpartner 
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www.hoganlovells.com 

Hogan Lovells hat Büros in:   

 

Alicante 
Amsterdam 
Baltimore 
Brüssel 
Budapest* 
Caracas 
Colorado Springs 
Denver 
Dschidda* 
Dubai 
 

Düsseldorf 
Frankfurt am Main 
Hamburg 
Hanoi 
Ho Chi Minh Stadt 
Hongkong 
Houston 
Johannesburg 
London 
Los Angeles 
 

Luxemburg 
Madrid 
Mailand 
Mexiko-Stadt 
Miami 
Minneapolis 
Monterrey 
Moskau 
München 
New York 
 

Northern Virginia 
Paris 
Peking 
Perth 
Philadelphia 
Riad* 
Rio de Janeiro 
Rom 
San Francisco 
São Paulo 
 

Schanghai 
Silicon Valley 
Singapur 
Sydney 
Tokio 
Ulaanbaatar 
Warschau 
Washington DC 
Zagreb* 
 
 

"Hogan Lovells" oder die "Sozietät" ist eine internationale Anwaltssozietät, zu der Hogan Lovells International LLP und Hogan Lovells US LLP und ihnen nahestehende Gesellschaf-
ten gehören. 
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